
bzw. gebührenpflichtige Verwarnungen an (§§ 12 und 
23). Eine strafrechtliche Verantwortlichkeit ist nur be­
gründet, wenn die Verstöße gegen das Lebensmittel­
gesetz zu einer konkret nachgewiesenen Gemeingefahr 
(konkretes Gefährdungsdelikt) geführt haben (§§ 24,25). 
Nach dem mitgeteilten Sachverhalt scheint das in 
diesem Fall nicht gegeben zu sein, so daß die Verstöße 
des Angeklagten heute nach dem Inkrafttreten des 
neuen Lebensmittelgesetzes nicht mehr strafrechtlich 
verfolgt würden.

Dr. Erich B u c h h o l z ,
Stellv. Direktor des Instituts für Strafrecht 
der Humboldt-Universität Berlin

Zivilrecht
§§ 146, 148, 61 KO; § 3 der Verordnung über den Rang 
volkseigener Forderungen im Konkurs des Schuldners 
vom 85. Oktober 1951 (GBl. S. 955) i. d. F. des § 1 der 
Änderungsverordnung vom 19. März 1953 (GBl. S. 460).
1. Wird das Vorrecht einer Konkursforderung bestrit­
ten, so ist außerhalb des Konkursverfahrens Klage auf 
Feststellung des Vorrechts zulässig.
8. Forderungen halbstaatlicher Betriebe genießen im 
Konkurs des Schuldners den gleichen Rang wie die For­
derungen von Genossenschaften auf gesellschaftlicher 
Grundlage.
BG Erfurt, Urt. vom 80. Juni 1968 - 8 BCB 16/68.
Die Klägerin, ein halbstaatlicher Betrieb, hat ihre For­
derung mit einem Vorrang nach § 1 der VO über den 
Rang volkseigener Forderungen im Konkurs des Schuld­
ners angemeldet. Der Konkursverwalter hat die Forde­
rungen anerkannt, jedoch den Vorrang bestritten.
Mit der Klage begehrt die Klägerin, festzustellen, daß 
ihrer Forderung der Vorrang nach § 1 der VO über den 
Rang volkseigener Forderungen im Konkurs des Schuld­
ners vom 25. Oktober 1951 zustehe.
Der Verklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Er 
hat vorgetragen, daß zwar bei der Zwangsvollstreckung 
gegen halbstaatliche Betriebe die Grundsätze für Voll­
streckungen gegen volkseigene Betriebe angewendet 
werden, um ihre wirtschaftliche Tätigkeit nicht zu stö­
ren. Das könne aber nicht bei Zwangsvollstreckungen 
von halbstaatlichen Betrieben gegen Privatbetriebe oder 
Privatpersonen zutreffen.
Das Kreisgericht hat die Klage abgewiesen.
Die gegen dieses Urteil eingelegte Berufung der Kläge­
rin hatte teilweise Erfolg.
Aus den G r ü n d e n :
Das Kreisgericht ist zunächst zutreffend davon aus­
gegangen, daß die Klage auf Feststellung eines Vorrech­
tes nach § 146 KO zulässig ist. Das ergibt sich nicht aus 
einer entsprechenden Anwendung dieser Bestimmung, 
sondern direkt aus §§ 146 Abs. 4, 148 KO. Nach § 146 
Abs. 4 KO kann die Feststellung nur auf den Grund — 
dazu gehört die Anmeldung eines bestimmten Vor­
rechts — und den Betrag gestützt werden, welcher ange­
meldet worden ist. Diese Voraussetzungen sind im vor­
liegenden Rechtsstreit gegeben, denn der Konkursver­
walter hat den von der Klägerin angemeldeten Rang 
bestritten. Weiter bestimmt § 148 KO, wie der Streit­
wert bei Rechtsstreitigkeiten über ein Vorrecht festzu­
setzen ist. Diese Bestimmung setzt damit voraus, daß 
eine solche Klage zulässig ist.
Zum Schutze des Volkseigentums wurde durch die VO 
über den Rang volkseigener Forderungen im Konkurs 
des Schuldners vom 25. Oktober 1951 die Rangfolge des 
§ 61 KO geändert und festgelegt, daß alle öffentlichen 
Abgaben und die Forderungen volkseigener Betriebe 
den Vorrang des § 61 Ziff. 2 KO genießen. Die Entwick­
lung des genossenschaftlichen Eigentums hat dazu ge­
führt, daß durch die VO zur Änderung der VO über den 
Rang volkseigener Forderungen im Konkurs des Schuld­
ners vom 19. März 1953 § 3 in die VO vom 25. Oktober

1951 eingefügt wurde. Danach sind die Forderungen von 
gesellschaftlichen Organisationen und solchen Genossen­
schaften, die auf der Grundlage des gesellschaftlichen 
Eigentums arbeiten, im Rang nach den im § 1 der VO 
vom 25. Oktober 1951 genannten Forderungen, aber vor 
den Forderungen des § 61 Ziff. 3 bis 6 KO zu berichti­
gen. Damit wurde entsprechend der Bedeutung und den 
Aufgaben dieser Eigentumsformen für den Aufbau 
des Sozialismus die bisherige Regelung für das Volks­
eigentum — wenn auch im Range danach — auf das ge­
samte gesellschaftliche Eigentum ausgedehnt.
Im Verlaufe des weiteren sozialistischen Aufbaus der 
DDR wurden auf Vorschlag des 25. Plenums des Zen­
tralkomitees der SED durch Beschluß des Ministerrats 
der DDR im Januar 1956 neue Organisationsformen zur 
Einbeziehung der Privatbetriebe in den sozialistischen 
Aufbau geschaffen, und zwar Betriebe mit staatlicher 
Beteiligung. Diese Betriebe haben in der VO über die 
Bildung halbstaatlicher Betriebe vom 26. März 1959 
(GBl. I S. 253) ihre gesetzliche Regelung gefunden. Mit 
der staatlichen Beteiligung gibt — wie in der Präambel 
dieser Verordnung dargelegt wird — der Arbeiter-und- 
Bauern-Staat dieser^ Betrieben die Möglichkeit, an der 
Seite der Arbeiterklasse und der übrigen Werktätigen 
den Weg zum Sozialismus zu gehen und durch die Ein­
beziehung ihrer Betriebe in den Prozeß der sozialisti­
schen Umgestaltung die kapitalistischen Produktions­
verhältnisse zu überwinden. Die halbstaatlichen Betriebe 
sind eine Übergangsform zum sozialistischen Betrieb. 
Sie gehören zur ökonomischen Basis der DDR und sind 
unmittelbar in das System der Planung der sozialisti­
schen Volkswirtschaft einbezogen.
Diese Stellung der halbstaatlichen Betriebe ist auch in 
der Rechtsprechung zu berücksichtigen. Die Forderun­
gen halbstaatlicher Betriebe sind deshalb im Konkurs 
des Schuldners zwar nach dem Volkseigentum, aber 
eberfso wie das übrige gesellschaftliche Eigentum zu 
befriedigen. Der Senat hatte daher keine Bedepken, 
§ 3 der VO über den Rang volkseigener Forderungen im 
Konkurs des Schuldners entsprechend auf die Forde­
rungen halbstaatlicher Betriebe anzuwenden. Dagegen 
scheidet eine Anwendung des § 1 der VO über den 
Rang volkseigener Forderungen im Konkurs des Schuld­
ners aus, weil die halbstaatlichen Betriebe — wie sich 
aus den vorstehenden Ausführungen ergibt — keine 
volkseigenen Betriebe sind.
Auf die Berufung war daher das angefochtene Urteil 
aufzuheben und festzustellen, daß der Klägerin ein 
Rang gemäß § 3 der VO vom 25. Oktober 1951 i. d. F. 
der Änderungsverordnung vom 19. März 1953 zusteht.
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